Kopieren Sie dieses Formular für jedes Antrag stellende Unternehmen. Dieses muss von dem federführenden Unternehmen sowie von allen Partnerunternehmen getrennt ausgefüllt und unterzeichnet werden, d.h. auch von jenen Unternehmen, die nicht förderungsfähig sind, welche jedoch am Kooperationsprojekt teilnehmen und alle eigenen Kosten selbst tragen. Auf Briefpapier vorbereiten.
ANLAGE 3 – ERKLÄRUNGEN

ANTRAG STELLENDE UNTERNEHMEN
Der/Die Unterfertigte

	Vorname      
	Nachname      

	Geboren am (TT/MM/JJJJ)      
	in (Ort, Provinz, Staat)      


als gesetzliche/r Vertreter/in des Unternehmens

	Firmenbezeichnung      


dessen Daten vollständig im Antragsformular angegeben wurden und wovon die vorliegende Anlage integrierender Bestandteil ist
erklärt folgendes.

ERSATZERKLÄRUNG DES NOTORIETÄTSAKTES
: UNTERNEHMEN IN SCHWIERIGKEITEN

(im Sinne des Art. 2, Par. 18, Verordnung (EU) Nr. 651/2014)

Der/die oben genannte gesetzliche Vertreter/in
erklärt,
dass sich das eigene Unternehmen nicht in Schwierigkeiten befindet
.

ERSATZERKLÄRUNG DES NOTORIETÄTSAKTES: ILLEGALE UND UNVEREINBARE BEIHILFEN

(im Sinne des Art. 1, Abs. 4, a), Verordnung (EU) Nr. 651/2014)

Der/die oben genannte gesetzliche Vertreter/in

erklärt,
 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) von der zuständigen staatlichen Behörde keine Aufforderung zur Rückzahlung von staatlichen Beihilfen, die von der Europäischen Kommission als illegal und unvereinbar erklärt wurden, erhalten zu haben.

 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) erhaltene staatliche Beihilfen, die von der Europäischen Kommission als illegal und unvereinbar erklärt wurden, in Erfüllung einer von der staatlichen Behörde erhaltenen Rückzahlungsaufforderung zurückgezahlt oder auf ein Sperrkonto hinterlegt zu haben.
INFORMATION: WIRTSCHAFTLICH-FINANZIELLE UNTERNEHMENSDATEN

Der/die oben genannte gesetzliche Vertreter/in teilt folgende Unternehmensdaten der letzten 2 Geschäftsjahre mit:
	Jahr
	Gewinn und Verlust
(€)
	Exportanteil

(in %)
	Mitarbeiter im Bereich F&E (Vollzeitäquivalent)
	Ausgaben für F&E
(€)

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     


(Geben Sie die Daten der letzten beiden Geschäftsjahre an.)
ERKLÄRUNG: UNTERNEHMENSGRÖSSE (A)

Der/die oben genannte gesetzliche Vertreter/in

erklärt,
dass es sich beim Antragsteller um ein Unternehmen gemäß Anlage I der Verordnung (EU) der Kommission Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014 handelt, welches die Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union feststellt.

 FORMCHECKBOX 
 Neues Unternehmen (Start up)
(Als neues Unternehmen ist jenes einzustufen, welches vor weniger als 5 Jahren vor Gewährung der Beihilfe gegründet wurde.)

Anmerkung: im Falle, dass das Unternehmen über keine Bilanzdaten verfügt, ist es notwendig, den dreijährigen Businessplan beizufügen.
	Jahr
	Beschäftigte
	Umsatz (€)
	Bilanzsumme (€)

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     


(Daten der letzten zwei Geschäftsjahre einfügen.)

	 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) Kleinstunternehmen
	< 10 Beschäftigte und
	 ≤ 2 Mio € Umsatz oder

	
	
	 ≤ 2 Mio € Bilanzsumme

	 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) Kleinunternehmen
	< 50 Beschäftigte und
	≤ 10 Mio € Umsatz oder

	
	
	≤ 10 Mio € Bilanzsumme

	 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) Mittelunternehmen
	< 250 Beschäftigte und
	≤ 50 Mio € Umsatz oder

	
	
	≤ 43 Mio € Bilanzsumme

	 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) Großunternehmen
	≥ 250 Beschäftigte und
	> 50 Mio € Umsatz oder

	
	
	> 43 Mio € Bilanzsumme


(Bitte beachten Sie: Um als Klein- oder Mittelunternehmen (KMU) zu gelten ist es notwendig, in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren unter dem Schwellenwert für die Beschäftigtenanzahl und unter einem der beiden anderen Grenzwerte (Umsatz, Bilanzsumme) zu liegen.)

und erklärt,
dass andere Unternehmen zu 25% oder mehr beteiligt sind und/oder dass es zu 25% oder mehr Beteiligungen an anderen Unternehmen hält:

	 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) nein
	
	 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) ja

	
	
	(In diesem Falle füllen Sie die folgende Tabelle „Unternehmensgröße (B)“ aus.)


ERKLÄRUNG: UNTERNEHMENSGRÖSSE (B)

(nur im Falle von beherrschten bzw. Unternehmen mit Beteiligungen auszufüllen)

Der/die oben genannte gesetzliche Vertreter/in

erklärt,
dass andere Unternehmen zu 25% oder mehr beteiligt sind und/oder, dass es zu 25% oder mehr Beteiligung an anderen Unternehmen hält:

Informationen zu den Unternehmen, welche am Antragstellenden Unternehmen beteiligt sind
	Unternehmen 
	Jahr      
	Jahr      

	
	Anteil %
	Beschäftigte
	Jahres-umsatz
	Bilanz-summe
	Anteil %
	Beschäftigte
	Jahres-umsatz
	Bilanz-summe

	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     


Informationen zu den Unternehmen, an denen das Antragstellende Unternehmen beteiligt ist

	Unternehmen
	Jahr      
	Jahr      

	
	Anteil %
	Beschäftigte
	Jahres-umsatz
	Bilanz-summe
	Anteil %
	Beschäftigte
	Jahres-umsatz
	Bilanz-summe

	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     


und erklärt,
dass es sich beim Antragsteller um ein Unternehmen gemäß Anlage I der Verordnung (EU) der Kommission Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014 handelt, welches die Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union feststellt.
ERKLÄRUNG

(im Sinne des Art. 5 des Landesgesetzes Nr. 17/1993)
Der/die oben genannte gesetzliche Vertreter/in

erklärt,
· die Richtigkeit und Vollständigkeit der im Ansuchen angegebenen Erklärungen,
· für weitere Auskünfte zur Verfügung zu stehen,
· dass er/sie für die im Beihilfegesuch genannte Investition keine anderen öffentlichen Beihilfen erhalten hat oder in Anspruch nehmen wird,
· dass er/sie die im genannten Landesgesetz 14/2006 sowie die im Artikel 36 des Staatsgesetzes vom 20. Mai 1970, Nr. 300, enthaltenen Vorschriften kennt und sich verpflichtet, den eigenen Beschäftigten gegenüber keine schlechteren Bedingungen anzuwenden als jene, die laut den Kollektivverträgen für die jeweilige Kategorie und das jeweilige Gebiet vorgesehen sind; ein Verstoß dagegen bewirkt den Widerruf des Beitrages. Weiters nimmt er/sie zur Kenntnis, dass das Unternehmen bei schwerem Verstoß oder im Wiederholungsfalle bis zu vier Jahre von jeder weiteren finanziellen Begünstigung oder Kreditgewährung ausgeschlossen werden kann,
· sich ferner zur Einhaltung der Bestimmungen über den Schutz der Gesundheit und der körperlichen Unversehrtheit der Arbeitnehmer/innen sowie zur Pflichteinstellung von Invaliden zu verpflichten,
· alle Rechtsvorschriften des Landes über den Schutz der Luft, des Wassers und des Bodens einzuhalten und in den zwei Jahren vor Einreichung des Gesuchs die Sozialversicherungsbeiträge ordnungsgemäß entrichtet zu haben,
· den nötigen Kontrollen in Bezug auf die gewährten Beihilfen von Seiten des Amtes für Innovation, Forschung und Entwicklung einzuwilligen,
· in Kenntnis zu sein, dass die Vorlage von Erklärungen, die nicht der Wahrheit entsprechen oder das Vorenthalten von notwendigen Informationen vorenthalten bzw. das Vorlegen von falschen Unterlagen sowie die Unterlassung von erforderlichen Auskünften, gemäß welchen unrechtmäßig und absichtlich eine Beihilfe erlangt wurde, den Widerruf der gesamten gewährten Beihilfe sowie die Archivierung des entsprechenden Ansuchens mit sich bringt. Die Auferlegung der eventuellen verwaltungs- und strafrechtlichen Sanktionen bleibt unverändert.
ALLGEMEINE VERPFLICHTUNGEN

Mit Gewährung der Förderungen übernehmen die Begünstigten die nachstehend angeführten Verpflichtungen:

a) die Begünstigten müssen das Vorhaben gemäß dem zur Förderung zugelassenen Projekt ausführen. Änderungen sind zugelassen, sofern diese das Projekt nicht maßgeblich abändern,

b) die Unternehmen, die eine Beihilfe erhalten haben, müssen die Veräußerung von Prototypen oder geförderten Patenten und ähnlichen gewerblichen Schutzrechten sowie die diesbezüglichen, bis zwei Jahre nach Auszahlung der Beihilfe erzielten Einkünfte dem zuständigen Amt schriftlich mitteilen; dieses berechnet die Beihilfe neu und veranlasst die Rückforderung des unrechtmäßig ausgezahlten Betrags,
c) die Beihilfeempfänger müssen die staatlichen und die Landeskollektivverträge sowie die geltenden Bestimmungen im Bereich Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz beachten und den mitarbeitenden Familienmitgliedern vollen Rentenversicherungsschutz garantieren,

d) die Beihilfeempfänger müssen die für die Durchführung der Monitoringtätigkeiten laut Artikel 14 des Gesetzes notwendigen Daten liefern,

e) die Beihilfeempfänger müssen, unbeschadet der Bestimmung laut Artikel 3 Absatz 2 der Anwendungsrichtlinien des Landesgesetzes 14/2006, die Produktionseinheit für mindestens vier Jahre ab dem Datum der Genehmigung der Beihilfe in Südtirol belassen,

f) die Beihilfeempfänger müssen die im Antrag genannten und bei der Beurteilung des Projektes anerkannten Projektmerkmale, die zur Zuweisung der Punktezahl geführt haben, für mindestens vier Jahre ab dem Datum der Beihilfegewährung beibehalten, außer in den dem Begünstigten nicht anzulastenden Fällen, die ausreichend begründet und dokumentiert sein müssen.
Im Sinne des Art. 38 des DPR vom 28. Dezember 2000, Nr. 445 wurden die Ersatzerklärungen:
 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) in meiner Anwesenheit unterschrieben ___________________________________________________
(Name des/ der beauftragten Beamten/Beamtin der Provinz)

 FORMCHECKBOX 
 (ankreuzen) per Post oder durch eine verantwortliche Person mit der Kopie des folgenden gültigen Ausweises vorgelegt oder versandt:
	
	 FORMCHECKBOX 
 Identitätskarte
	 FORMCHECKBOX 
 Reisepass
	 FORMCHECKBOX 
 Führerschein
	 FORMCHECKBOX 
 Andere:      
	


(Das Dokument muss mit Foto oder Stempel oder mit einem anderen gleichwertigen Merkmal versehen sein
und von einer öffentlichen Körperschaft ausgestellt sein.)
Der/Die gesetzliche/r Vertreter/in des Unternehmens ist sich über die strafrechtlichen Sanktionen laut Art. 76 des DPR 445 vom 28. Dezember 2000 im Fall von Falscherklärungen bewusst.

INFORMATION IM SINNE DES DATENSCHUTZKODEX

(im Sinne des gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 196/2003)

Rechtsinhaber der Daten ist die Autonome Provinz Bozen. Die übermittelten Daten werden von der Landesverwaltung auch in elektronischer Form verarbeitet, in Anwendung des LG 14/2006. Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist der Direktor / die Direktorin der Abteilung 34 – Innovation, Forschung und Universität. Die Mitteilung der Daten ist zur Ausübung der erforderlichen Verwaltungsaufgaben obligatorisch. Bei Verweigerung der Mitteilung der angeforderten Daten können die vorgebrachten Anträge und eingereichten Gesuche nicht bearbeitet werden. Laut Artikel 7-10 des gesetzesvertretenden Dekretes 196/2003 erhält die Antrag stellende Person Zugang zu ihren Daten, Auszüge und Informationen darüber und kann deren Aktualisierung, Löschung, Anonymisierung oder Sperrung verlangen, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind. 

	Ort
	     
	
	(Stempel des Unternehmens)

	Datum
	     
	
	

	Unterschrift

des/der

gesetzlichen Vertreters/in
	
	
	



































� Die Ersatzerklärung des Notorietätsaktes laut Art. 47 des DPR 445/2000 unterliegt geeigneten Überprüfungen laut Art. 71 desselben DPR.


� Vgl. Verordnung (EU) Nr. 651/2014, Art. 2, Par. 18, Buchstaben a) b) c) d) e).
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